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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

§ 7 Absatz 2 und 3 des Landesabgeordnetengesetzes vom 21. Juli 
1978 (GVBl. S. 1497), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
17. Dezember 2009 (GVBl. S. 874) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„(2) Ein Abgeordneter erhält eine monatliche Kostenpauschale 
für Schreibarbeiten, Porto, Telefon und Fahrkosten in Höhe von 
955 Euro. Das Land übernimmt auf schriftlichen Antrag für jeden 
Abgeordneten die nachgewiesenen Zahlungsverpflichtungen, die 
ihm aus der Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
entstehen, welche ihn bei der Erledigung seiner parlamentarischen 
Arbeit unterstützen, wenn der vereinbarte Arbeitslohn insgesamt ei-
nen Betrag von monatlich 580 Euro zuzüglich der gesetzlichen 
Lohnnebenkosten des Arbeitgebers nicht übersteigt. Mehrere Abge-
ordnete können eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter oder meh-
rere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter gemeinsam beschäftigen. 
Nicht übernommen werden Aufwendungen, die anlässlich der Be-
schäftigung von Ehegatten, Ehegatten anderer Abgeordneter, einge-
tragenen Lebenspartnern (auch anderer Abgeordneter), von Ver-
schwägerten, von Verwandten ersten und zweiten Grades, von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktionen oder Gruppen des 
Abgeordnetenhauses oder des Deutschen Bundestages, von Mitglie-
dern gesetzgebender Körperschaften sowie unter Beteiligung juristi-
scher Personen entstehen. Das Präsidium des Abgeordnetenhauses 
bestimmt das Nähere zur Übernahme der Zahlungsverpflichtungen 

durch Richtlinien; diese enthalten einen für die Arbeitsverhältnisse 
verbindlichen Musterarbeitsvertrag.

(3) Hat ein Abgeordneter keine Übernahme von Zahlungsver-
pflichtungen nach Absatz 2 Satz 2 beantragt oder wird er den monat-
lichen Höchstbetrag von 580 Euro nicht ausschöpfen, so kann er in 
Höhe des nicht ausgeschöpften Betrages, höchstens jedoch in Höhe 
von 6.960 Euro, die Erstattung von Aufwendungen für zukünftige 
mandatsbezogene personelle Unterstützung verlangen, die nicht auf 
einem Arbeitsvertrag im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 beruht. Der 
Antrag ist schriftlich unter Vorlage des Vertrages zu stellen. Absatz 
2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Zwanzigstes Gesetz
zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Vom 15. Dezember 2010
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Dem am 10. Juni 2010 unterzeichneten Vierzehnten Rundfunkän-

derungsstaatsvertrag wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird als 
Anlage zu diesem Gesetz veröffentlicht. 

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
(2) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 außer Kraft, falls der 

Vierzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 4 
Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos wird. Das Außerkrafttreten wird bis 
zum 30. Januar 2011 im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
bekannt gemacht.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zum Vierzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 15. Dezember 2010
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Artikel 1
Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis 27. Septem-
ber 2002, zuletzt geändert durch den Dreizehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 30. Oktober bis 20. November 2009, wird 
wie folgt geändert:
1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a)	 § 10 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 10 Programmankündigungen und Kennzeichnung“.

b)	 § 11 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 11 Jugendschutzprogramme, Zugangssysteme“.

c)	 § 12 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 12 Kennzeichnung“.

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Dieser Staatsvertrag gilt für Rundfunk und Telemedi-
en im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.
c)	 Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2.

3.	 § 3 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Staatsvertrages sind
1.	 „Angebote“ Inhalte im Rundfunk oder Inhalte von Teleme-

dien im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages,
2.	 „Anbieter“ Rundfunkveranstalter oder Anbieter von Tele-

medien.“
4.	 § 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Nummer 4 wird wie folgt neu gefasst:
„4. 	 eine unter der Herrschaft des Nationalsozia-

lismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 
des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art 
in einer Weise, die geeignet ist, den öffentli-
chen Frieden zu stören, leugnen oder ver-
harmlosen, den öffentlichen Frieden in einer 

die Würde der Opfer verletzenden Weise da-
durch stören, dass die nationalsozialistische 
Gewalt- und Willkürherrschaft gebilligt, ver-
herrlicht oder gerechtfertigt wird,“.

bbb)	Nummer 10 wird wie folgt neu gefasst:
„10.	pornografisch sind und Gewalttätigkeiten, sexu-

elle Handlungen von, an oder vor Personen un-
ter achtzehn Jahren oder sexuelle Handlungen 
von Menschen mit Tieren zum Gegenstand ha-
ben; dies gilt auch bei virtuellen Darstellungen, 
oder“.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „4“ durch die Angabe „4 1. 
Alternative“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„In Telemedien sind Angebote abweichend von Satz 1 zuläs-
sig, wenn der Anbieter sicherstellt, dass sie nur Erwachse-
nen zugänglich gemacht werden.“

5.	 § 5 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5
Entwicklungsbeeinträchtigende Angebote

(1) Sofern Anbieter Angebote, die geeignet sind, die Entwick-
lung von Kindern oder Jugendlichen oder ihre Erziehung zu ei-
ner eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zu beeinträchtigen, verbreiten oder zugänglich machen, 
haben sie dafür Sorge zu tragen, dass Kinder oder Jugendliche 
der betroffenen Altersstufen sie üblicherweise nicht wahrneh-
men. Die Altersstufen sind:
1.	 ab 6 Jahren,
2.	 ab 12 Jahren,
3.	 ab 16 Jahren,
4.	 ab 18 Jahren.
Die Altersstufe „ab 0 Jahre“ kommt für offensichtlich nicht ent-
wicklungsbeeinträchtigende Angebote in Betracht. Bei Angebo-
ten, die Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild 
wiedergeben, können gegen den Anbieter erst dann Maßnahmen 
ergriffen werden, wenn eine anerkannte Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle oder die Kommission für Jugendmedien-
schutz (KJM) festgestellt hat, dass das Angebot entwicklungsbe-
einträchtigend ist.

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Anlage

Vierzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Vierzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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(2) Angebote können entsprechend der Altersstufen gekenn-
zeichnet werden. Die Kennzeichnung muss die Altersstufe so-
wie die Stelle, die die Bewertung vorgenommen hat, eindeutig 
erkennen lassen. Anbieter können ihre Angebote einer nach § 19 
anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle zur 
Bewertung oder Bestätigung ihrer Bewertung vorlegen. Durch 
die KJM bestätigte Altersbewertungen von anerkannten Einrich-
tungen der Freiwilligen Selbstkontrolle sind von den obersten 
Landesjugendbehörden für die Freigabe und Kennzeichnung in-
haltsgleicher oder im Wesentlichen inhaltsgleicher Angebote 
nach dem Jugendschutzgesetz zu übernehmen; für die Prüfung 
durch die KJM gilt § 20 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2 entspre-
chend. 

(3) Die Kennzeichnung von Angeboten, die den Zugang zu 
Inhalten vermitteln, die gemäß §§ 7 ff. des Telemediengesetzes 
nicht vollständig in den Verantwortungsbereich des Anbieters 
fallen, insbesondere weil diese von Nutzern in das Angebot inte-
griert werden oder das Angebot durch Nutzer verändert wird, 
setzt voraus, dass der Anbieter die Einbeziehung oder den Ver-
bleib von Inhalten im Gesamtangebot verhindert, die geeignet 
sind, die Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen, die das 
Alter der gekennzeichneten Altersstufe noch nicht erreicht ha-
ben, zu beeinträchtigen. Der Nachweis, dass ausreichende 
Schutzmaßnahmen ergriffen wurden, gilt als erbracht, wenn sich 
der Anbieter dem Verhaltenskodex einer anerkannten Einrich-
tung der Freiwilligen Selbstkontrolle unterwirft.

(4) Altersfreigaben nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutzgeset-
zes sind für die Bewertung zu übernehmen. Es sind die Kennzei-
chen der Selbstkontrollen nach dem Jugendschutzgesetz zu ver-
wenden. Satz 1 gilt entsprechend für Angebote, die mit den 
bewerteten Angeboten im Wesentlichen inhaltsgleich sind.

(5) Der Anbieter kann seiner Pflicht aus Absatz 1 dadurch ent-
sprechen, dass er
1.	 durch technische oder sonstige Mittel die Wahrnehmung des 

Angebots durch Kinder oder Jugendliche der betroffenen 
Altersstufe unmöglich macht oder wesentlich erschwert 
oder

2.	 die Zeit, in der die Angebote verbreitet oder zugänglich ge-
macht werden, so wählt, dass Kinder oder Jugendliche der 
betroffenen Altersstufe üblicherweise die Angebote nicht 
wahrnehmen. 

(6) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung im Sinne 
von Absatz 1 auf Kinder oder Jugendliche anzunehmen, erfüllt 
der Anbieter seine Verpflichtung nach Absatz 1, wenn das Ange-
bot nur zwischen 23 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder zugänglich 
gemacht wird. Wenn eine entwicklungsbeeinträchtigende Wir-
kung auf Kinder oder Jugendliche unter 16 Jahren zu befürchten 
ist, erfüllt der Anbieter seine Verpflichtung nach Absatz 1, wenn 
das Angebot nur zwischen 22 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder zu-
gänglich gemacht wird. Bei der Wahl der Zeit zur Verbreitung 
des Angebots und des Umfelds für Angebote der Altersstufe „ab 
12 Jahren“ ist dem Wohl jüngerer Kinder Rechnung zu tragen. 

(7) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung im Sinne 
von Absatz 1 nur auf Kinder unter 12 Jahren zu befürchten, er-
füllt der Anbieter von Telemedien seine Verpflichtung nach Ab-
satz 1, wenn das Angebot getrennt von für diese Kinder be-
stimmten Angeboten verbreitet wird oder abrufbar ist.

(8) Absatz 1 gilt nicht für Nachrichtensendungen, Sendungen 
zum politischen Zeitgeschehen im Rundfunk und vergleichbare 
Angebote bei Telemedien, es sei denn, es besteht offensichtlich 
kein berechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Darstel-
lung oder Berichterstattung.“

6.	 In § 7 Absatz 3 werden folgende neue Sätze 4 und 5 angefügt:
„Der Anbieter hat wesentliche Informationen über den Jugend-
schutzbeauftragten leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und 
ständig verfügbar zu halten. Sie müssen insbesondere Namen, 
Anschrift und Daten enthalten, die eine schnelle elektronische 

Kontaktaufnahme und unmittelbare Kommunikation mit ihm 
ermöglichen.“

7.	 In § 8 Absatz 1 wird die Angabe „Kommission für Jugendme-
dienschutz (KJM)“ durch die Angabe „KJM“ ersetzt.

8.	 § 9 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:
„(1) Auf Antrag des Intendanten kann das jeweils zuständige 

Organ der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, des Deutschlandradios und des ZDF sowie auf 
Antrag eines privaten Rundfunkveranstalters die KJM oder eine 
von dieser hierfür anerkannte Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle jeweils in Richtlinien oder für den Einzelfall von 
§ 5 Abs. 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 6 abweichen, wenn die 
Altersfreigabe nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes län-
ger als zehn Jahre zurückliegt oder das Angebot für die geplante 
Sendezeit bearbeitet wurde.“

9.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 10
Programmankündigungen und Kennzeichnung“.

b)	 In Absatz 1 wird die Verweisung auf „§ 5 Abs. 4 und 5“ 
durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 6 und 7“ ersetzt.

c)	 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„(2) Die Kennzeichnung entwicklungsbeeinträchtigender 

Sendungen erfolgt durch optische oder akustische Mittel zu 
Beginn der Sendung. Ist eine entwicklungsbeeinträchtigen-
de Wirkung auf Kinder oder Jugendliche unter 16 Jahren 
anzunehmen, muss die Sendung durch akustische Zeichen 
angekündigt oder durch optische Mittel während der gesam-
ten Sendung als ungeeignet für die entsprechende Altersstu-
fe kenntlich gemacht werden. Die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das 
Deutschlandradio und die KJM legen im Benehmen mit den 
obersten Landesjugendbehörden einheitliche Kennzeichen 
fest.“

10.	Der III. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst:

„III. Abschnitt
Vorschriften für Telemedien

§ 11
Jugendschutzprogramme, Zugangssysteme

(1) Der Anbieter von Telemedien kann den Anforderungen 
nach § 5 Abs. 5 Nr. 1 dadurch genügen, dass 
1.	 Angebote, die geeignet sind, die Entwicklung und Erzie-

hung von Kindern und Jugendlichen zu beeinträchtigen, für 
ein geeignetes Jugendschutzprogramm programmiert wer-
den oder

2.	 durch ein geeignetes Zugangssystem der Zugang nur Perso-
nen ab einer bestimmten Altersgruppe eröffnet wird.

Zugangsvermittler (Diensteanbieter im Sinne von § 2 Nr. 1 des 
Telemediengesetzes, die aufgrund eines zivilrechtlichen Vertra-
ges mit Hilfe von Telekommunikationsdiensten nach § 3 Nr. 24 
des Telekommunikationsgesetzes den Zugang zur Nutzung 
fremder Telemedien vermitteln) haben ihren Vertragspartnern 
ein anerkanntes Jugendschutzprogramm nach Satz 1 Nr. 1 leicht 
auffindbar anzubieten. Dies gilt nicht gegenüber ausschließlich 
selbstständigen oder gewerblichen Vertragspartnern, sofern Ju-
gendschutzbelange nicht berührt sind.

(2) Jugendschutzprogramme müssen einen dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechenden, nach den Altersstufen gemäß 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 differenzierten Zugang ermöglichen oder ver-
gleichbar geeignet sein. Unabhängig vom jeweiligen Stand der 
Technik sind Jugendschutzprogramme nur dann geeignet, wenn 
sie 
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und informiert die KJM. Bei Verstößen von Mitgliedern ei-
ner anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrol-
le erfolgt der Hinweis zunächst an diese Einrichtung.“

15.	§ 19 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 4 werden die Sätze 5 und 6 wie folgt neu gefasst:

„Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, die zum 
1.  Januar 2010 aufgrund einer bestehenden Vereinbarung 
nach § 14 Abs. 6 Satz 1 des Jugendschutzgesetzes tätig sind, 
gelten als anerkannt, soweit es die freiwillige Alterskenn-
zeichnung von im Wesentlichen unveränderbaren Spielpro-
grammen und für das Kino produzierten Filmen betrifft, 
wenn diese Spielprogramme und Filme zum Herunterladen 
im Internet angeboten werden. Die jeweilige Einrichtung 
zeigt die Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Satz 5 der KJM an.“

b)	 Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:
„(5) Erfüllt eine nach Absatz 4 anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle die Aufgaben nach diesem 
Staatsvertrag im Einzelfall nicht, kann die zuständige Lan-
desmedienanstalt durch die KJM Beanstandungen ausspre-
chen. Die Anerkennung kann ganz oder teilweise widerrufen 
oder mit Auflagen verbunden werden, wenn Voraussetzun-
gen für die Anerkennung nicht oder nicht mehr vorliegen 
oder sich die Spruchpraxis der Einrichtung nicht im Ein-
klang mit dem geltenden Jugendschutzrecht befindet. Die 
nach Landesrecht zuständigen Organe der Landesmedienan-
stalten entwickeln hierzu Verfahrenskriterien. Eine Entschä-
digung für Vermögensnachteile durch den Widerruf der An-
erkennung wird nicht gewährt.“

16.	§ 20 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „durch den 

Veranstalter“ ein Komma und der Halbsatz „mit Ausnahme 
von Verstößen gegen § 4 Abs. 1,“ eingefügt.

b)	 In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 angefügt:
„Bei Verstößen gegen § 4 haben Widerspruch und Anfech-
tungsklage des Anbieters von Telemedien keine aufschie-
bende Wirkung.“

c)	 Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Ergibt sich danach keine Zuständigkeit oder bei Gefahr im 
Verzug für unaufschiebbare Maßnahmen, ist diejenige Lan-
desmedienanstalt zuständig, in deren Bezirk der Anlass für 
die Amtshandlung hervortritt.“

d)	 Absatz 7 wird gestrichen.
17.	§ 24 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Buchstabe d wird der Verweis auf „§ 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4“ durch den Verweis auf „§ 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 1. Alternative“ ersetzt und die Angabe 
„oder § 7 Abs. 1“ gestrichen.

bbb)	Es wird folgender neuer Buchstabe e eingefügt:
„e)	entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 2. Alternative 

den öffentlichen Frieden in einer die Würde 
der Opfer verletzenden Weise dadurch stören, 
dass die nationalsozialistische Gewalt- und 
Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht oder 
gerechtfertigt wird,“.

ccc)	 Die bisherigen Buchstaben e bis i werden die neu-
en Buchstaben f bis j.

ddd)	Der bisherige Buchstabe j wird der neue Buchsta-
be k und wie folgt neu gefasst:
„k)	entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 pornogra-

fisch sind und Gewalttätigkeiten, sexuelle 
Handlungen von, an oder vor Personen unter 
achtzehn Jahren oder sexuelle Handlungen 
von Menschen mit Tieren zum Gegenstand ha-

1.	 auf der Grundlage einer vorhandenen Anbieterkennzeich-
nung einen altersdifferenzierten Zugang zu Angeboten aus 
dem Geltungsbereich dieses Staatsvertrages ermöglichen,

2.	 eine hohe Zuverlässigkeit bei der Erkennung aller Angebote 
bieten, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen aller Altersstufen im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 
1 zu beeinträchtigen, und

3.	 es dem Nutzer ermöglichen, im Rahmen eines altersdiffe-
renzierten Zugangs zu Angeboten festzulegen, inwieweit im 
Interesse eines höheren Schutzniveaus unvermeidbare Zu-
gangsbeschränkungen hingenommen werden.

(3) Jugendschutzprogramme nach Absatz 1 Nr. 1 müssen zur 
Anerkennung ihrer Eignung vorgelegt werden. Die zuständige 
Landesmedienanstalt trifft ihre Entscheidung durch die KJM. 
Zuständig ist die Landesmedienanstalt, bei der der Antrag auf 
Anerkennung gestellt ist. Ein Jugendschutzprogramm gilt als 
anerkannt, wenn eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle ein Jugendschutzprogramm positiv beurteilt und 
die KJM das Jugendschutzprogramm nicht innerhalb von vier 
Monaten nach Mitteilung der Beurteilung durch die Freiwillige 
Selbstkontrolle beanstandet hat; für die Prüfung durch die KJM 
gilt § 20 Abs. 5 Satz 2 entsprechend. Die Anerkennung kann 
ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn die Voraussetzun-
gen für die Anerkennung nachträglich entfallen sind oder der 
Anbieter eines Jugendschutzprogramms keine Vorkehrungen 
zur Anpassung an den jeweiligen Stand der Technik ergreift.

(4) Zugangssysteme, die den Zugang zu Inhalten nach § 4 
Abs. 2 eröffnen, müssen gewährleisten, dass eine Volljährig-
keitsprüfung über eine persönliche Identifizierung erfolgt und 
beim einzelnen Nutzungsvorgang nur identifizierte und altersge-
prüfte Personen Zugang erhalten. Soweit der Zugang zu anderen 
Inhalten eröffnet wird, ist bei der Ausgestaltung der Grad der 
Entwicklungsbeeinträchtigung nach § 5 Abs. 1 besonders zu be-
rücksichtigen.

§ 12
Kennzeichnung

Für Telemedien muss die Kennzeichnung so umgesetzt wer-
den, dass Jugendschutzprogramme diese Kennzeichnung zur Um-
setzung eines altersdifferenzierten Zugangs nutzen können. Die 
anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, die 
KJM, die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF und das Deutschlandradio legen im Benehmen 
mit den obersten Landesjugendbehörden einheitliche Kennzei-
chen und technische Standards für deren Auslesbarkeit fest.“

11.	 In § 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Benehmen mit“ 
die Wörter „den nach § 19 anerkannten Einrichtungen der Frei-
willigen Selbstkontrolle,“ eingefügt.

12.	§ 16 wird wie folgt geändert:
a)	 Es wird folgende neue Nummer 6 eingefügt:

„6.	 die Herstellung des Benehmens nach § 10 Abs. 2 und 
§ 12,“.

b)	 Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden die neuen Num-
mern 7 bis 9.

13.	§ 17 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Medien“ die Wörter 

„und den obersten Landesjugendbehörden“ eingefügt.
b)	 In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„In dem Bericht ist die Dauer der Verfahren darzustellen.“
14.	§ 18 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „bis zum 31. Dezember 
2012“ gestrichen.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:
„(4) Bei Verstößen gegen Bestimmungen dieses Staats-

vertrages weist „jugendschutz.net“ den Anbieter hierauf hin 
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2.	 In § 49 Absatz 2 wird die Angabe „15 und 16“ durch die Angabe 
„28 und 29“ ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In § 21 Abs. 1 Buchst. t des Deutschlandradio-Staatsvertrages 
vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den Zwölften Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008, werden die Wörter 
„des Bundes der stalinistisch Verfolgten“ durch die Wörter „der Ver-
einigung der Opfer des Stalinismus“ ersetzt.

Artikel 4
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1, 2 und 3 geänderten Staats-
verträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvorschriften maß-
gebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Sind bis 
zum 31. Dezember 2010 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der 
Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz 
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages und des 
Deutschlandradio-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den 
Artikeln 1, 2 und 3 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.
Für das Land Baden-Württemberg: 
Berlin, den 10.06.2010		  Stefan Mappus
Für den Freistaat Bayern: 
Berlin, den 10.6.2010		  Horst Seehofer
Für das Land Berlin: 
Berlin, den 10.6.2010		  Klaus Wowereit
Für das Land Brandenburg: 
Berlin, den 10.6.2010		  Matthias Platzeck
Für die Freie Hansestadt Bremen:	  
Berlin, den 10.6.2010		  Jens Böhrnsen
Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Berlin, den 10.6.2010		  Ole von Beust
Für das Land Hessen: 
Berlin, den 10.6.2010		  R. Koch
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Berlin, den 10.6.2010		  Erwin Sellering
Für das Land Niedersachsen: 
Berlin, den 10.6.2010		  Christian Wulff
Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Berlin, den 10.6.2010		  Jürgen Rüttgers
Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Berlin, den 10.6.2010		  Kurt Beck
Für das Saarland: 
Berlin, den 10.6.2010		  Peter Müller
Für den Freistaat Sachsen: 
Berlin, den 10.6.2010		  St. Tillich
Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Berlin, den 10.6.2010	  	 Böhmer
Für das Land Schleswig-Holstein: 
Berlin, den 10.6.2010		  Peter Harry Carstensen 
Für den Freistaat Thüringen: 
Berlin, den 10.6.2010		  Christine Lieberknecht

ben; dies gilt auch bei virtuellen Darstellun-
gen, oder“.

eee)	 Der bisherige Buchstabe k wird der neue Buchsta-
be l.

bb)	Nummer 4 wird wie folgt neu gefasst:
„4.	 entgegen § 5 Abs. 1 Angebote verbreitet oder zu-

gänglich macht, die geeignet sind, die Entwick-
lung von Kindern oder Jugendlichen zu einer ei-
genverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit zu beeinträchtigen, ohne dafür Sor-
ge zu tragen, dass Kinder oder Jugendliche der be-
troffenen Altersstufe sie üblicherweise nicht wahr-
nehmen, es sei denn, dass der Anbieter von 
Telemedien die von ihm angebotenen Inhalte 
durch ein von einer anerkannten Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle zur Verfügung ge-
stelltes Klassifizierungssystem gekennzeichnet, 
die Kennzeichnung dokumentiert und keine unzu-
treffenden Angaben gemacht hat,“.

cc)	Es wird folgende neue Nummer 5 eingefügt:
„5.	 entgegen § 5 Abs. 2 wiederholt sein Angebot mit 

einer offenbar zu niedrigen Altersstufe bewertet 
oder kennzeichnet,“.

dd)	Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden die neuen 
Nummern 6 bis 8.

ee)	Es wird folgende neue Nummer 9 eingefügt: 
„9.	 Werbung entgegen § 6 Abs. 2 bis 5 oder Teleshop-

ping oder Sponsoring entgegen § 6 Abs. 6 verbrei-
tet,“.

ff)	 Die bisherige Nummer 8 wird die neue Nummer 10 und 
nach der Angabe „§ 7“ wird die Angabe „Abs. 1“ einge-
fügt.

gg)	Es wird folgende neue Nummer 11 eingefügt:
„11.	 entgegen § 7 Abs. 3 Satz 4 und 5 nicht die wesent-

lichen Informationen über den Jugendschutzbeauf-
tragten leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar 
und ständig verfügbar hält,“.

hh)	Die bisherige Nummer 9 wird die neue Nummer 12.
ii)	 Die bisherige Nummer 10 wird die neue Nummer 13 

und wie folgt neu gefasst:
„13.	 Sendungen entgegen der nach § 5 Abs. 4 zu über-

nehmenden Altersfreigabe verbreitet, ohne dass 
die KJM oder eine hierfür anerkannte Einrichtung 
der Freiwilligen Selbstkontrolle die Eignung zur 
Entwicklungsbeeinträchtigung gemäß § 9 Abs. 1 
Satz 1 abweichend beurteilte,“.

jj)	 Die bisherigen Nummern 11 und 12 werden die neuen 
Nummern 14 und 15.

kk)	Die bisherige Nummer 13 wird gestrichen, die bisheri-
gen Nummern 14 bis 16 werden die neuen Nummern 16 
bis 18.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich im 

Rahmen eines Verfahrens zur Anerkennung einer Einrich-
tung der Freiwilligen Selbstkontrolle nach § 19 Abs. 4 fal-
sche Angaben macht.“.

Artikel 2
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
30. Oktober bis 20. November 2009, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 16d Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung „nach § 319 Abs. 1 

Satz 1 des Handelsgesetzbuches“ gestrichen.
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ein wichtiger Ansatz zur Fortentwicklung des Jugendmedienschut-
zes sein. Sie erwarten von den Rundfunkveranstaltern und den An-
bietern von Digitalreceivern und Festplattenrekordern Anstrengun-
gen, die digitale Auslesbarkeit von Alterskennzeichen technisch 
umzusetzen. 

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg
Die Verbreitung von Inhalten über das Internet hat in den vergange-
nen Jahren eine besondere Dynamik erfahren. Neue Kommunikati-
onsformen und Dienste haben den Menschen hierbei einfache, leicht 
zugängliche Möglichkeiten der Meinungsäußerung und Interaktion 
eröffnet. Diese Formen der Bürgerbeteiligung stellen einen wertvol-
len Beitrag zur politischen Willensbildung und damit gelebte Mei-
nungsfreiheit in einer modernen Demokratie dar.
Das Land Baden-Württemberg begrüßt diese Entwicklung und be-
kennt sich zu der Verantwortung unseres freiheitlichen Staatswe-
sens, die rechtlichen Rahmenbedingungen im Bereich der Telemedi-
en so auszugestalten, dass diese neuen Formen der Bürgerbeteiligung 
bestmögliche Entfaltungsmöglichkeiten finden. Zu hohe und unkla-
re rechtliche Anforderungen können dabei insbesondere auf private 
und nicht gewerbliche Anbieter von Medieninhalten eine abschre-
ckende Wirkung entfalten. Dies birgt die Gefahr, dass diese aus Sor-
ge vor unübersehbaren rechtlichen Konsequenzen auf die Nutzung 
des Internets als Verbreitungsweg ihrer Medienangebote verzichten.
Der aktuellen Konzeption des Jugendmedienschutzes liegt erkenn-
bar das Bemühen zugrunde, die bisherigen, ganz überwiegend auf 
die kommerzielle Verbreitung von Medienangeboten zugeschnitte-
nen Lösungen auch für die veränderten Strukturen der Medienver-
breitung über das Internet nutzbar zu machen. Schutzmaßnahmen 
wie Sendezeitbegrenzungen oder die Kennzeichnung von Produkten 
mit Altersbeschränkungen haben sich dabei für die klassischen Ver-
breitungswege (Rundfunk, Vertrieb von Ton- und Datenträgern) be-
währt. Aufgrund der unterschiedlichen Verbreitungswege und der 
hohen Zahl nicht gewerblicher Anbieter im Internet lassen sich mit 
diesen Mechanismen aber nicht ohne weiteres sämtliche Besonder-
heiten der Medienverbreitung über das Internet abbilden.
Das Land Baden-Württemberg tritt daher dafür ein, die in Aussicht 
genommene Evaluation des neuen Jugendmedienschutzstaatsvertra-
ges zugleich als Chance für eine grundlegende Neukonzeption des 
Jugendmedienschutzes für Internetangebote zu nutzen. Nur so las-
sen sich maßgeschneiderte Lösungen finden, die dem Bedürfnis so-
wohl nach einem effektiven Erwerb von Medienkompetenz durch 
Kinder und Jugendliche als auch nach vorbeugendem Schutz vor 
jugendgefährdenden Inhalten Rechnung tragen.

Protokollerklärung aller Länder zum 14. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag
Die Länder kommen angesichts der dynamischen Entwicklung der 
Medien überein, die Bestimmungen dieses Staatsvertrages spätes-
tens drei Jahre nach Inkrafttreten zu evaluieren.

Protokollerklärung aller Länder zu § 5 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages
Die Länder erwarten, dass Anbieter gemäß § 3, die gewerbsmäßig 
oder in großem Umfang Telemedien verbreiten oder zugänglich ma-
chen, auch die für Kinder oder Jugendliche unbedenklichen Ange-
bote für eine Positivliste programmieren, die auf der Grundlage ei-
ner Kooperation von staatlichen Stellen, Unternehmen und 
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle zusammen gestellt 
wird (z. B. „fragFINN“).
Die Länder begrüßen die Anstrengungen der Anbieter, zur Kenn-
zeichnung von Inhalten Selbstklassifizierungssysteme zu entwi-
ckeln. Sie sehen in Selbstklassifizierungssystemen einen wichtigen 
Schritt zur Verbreitung von Alterskennzeichnungen. Die Länder 
nehmen in Aussicht, die Nutzung solcher Systeme weiter zu privile-
gieren, sobald entsprechende Erfahrungen aus der Praxis vorliegen.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg, der Frei-
en Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, 
des Landes Hessen, des Saarlandes, des Landes Sachsen und des 
Landes Schleswig-Holstein zu § 5 des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages
Das Land Baden-Württemberg, die Freie Hansestadt Bremen, die 
Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Hessen, das Saarland, das 
Land Sachsen und das Land Schleswig-Holstein unterstreichen, 
dass die technische Umsetzung von Jugendschutzmaßnahmen nicht 
dazu führen darf, dass anderweitige Schutzvorkehrungen verpflich-
tend vorgeschrieben werden.
Das Land Baden-Württemberg, die Freie Hansestadt Bremen, die 
Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Hessen, das Saarland, das 
Land Sachsen und das Land Schleswig-Holstein stellen fest, dass 
die Kontrollpflichten von Anbietern für fremde Inhalte, auch im 
Rahmen von Foren und Blogs, durch diesen Staatsvertrag nicht er-
weitert werden.

Protokollerklärung aller Länder zu § 10 Absatz 2 des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages
Die Länder sehen bei der digitalen Rundfunkübertragung technische 
Möglichkeiten zur Alterskennzeichnung, die u. a. von Digitalrecei-
vern und Festplattenrekordern ausgelesen werden kann. Dies könnte 
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Gesetz zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

(AG-SGB II)

§ 1
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende

Kommunaler Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende im 
Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Zweiten Buches Sozi-
algesetzbuch ist das Land Berlin.

§ 2
Gemeinsame Einrichtungen im Land Berlin

(1) Zur einheitlichen Durchführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende bildet das Land Berlin mit der Bundesagentur für Ar-
beit für jeden Bezirk Berlins eine gemeinsame Einrichtung nach 
§ 44b Absatz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Die Vereinbarung nach § 44b Absatz 2 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch zur Bestimmung der Standorte sowie der näheren 
Ausgestaltung und Organisation der gemeinsamen Einrichtungen im 
Land Berlin wird durch die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung 
mit der Bundesagentur für Arbeit abgeschlossen.

§ 3
Zuständigkeiten für die Aufgaben des kommunalen Trägers

(1) Die Verantwortung für die rechtmäßige und zweckmäßige Er-
bringung der Leistungen des kommunalen Trägers obliegt den Be-
zirksämtern, soweit nicht durch § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes (Leitungsaufgaben), durch die 
Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Zuständigkeitsgeset-
zes (Allgemeiner Zuständigkeitskatalog) oder durch ein anderes Ge-
setz eine Zuständigkeit der Hauptverwaltung bestimmt ist.

(2) Im Rahmen ihrer Zuständigkeit können die Bezirksämter und 
die Senatsverwaltungen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben die in 
§ 44b Absatz 3 Satz 2 und 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
geregelten Rechte des kommunalen Trägers ausüben.

(3) Die in § 44b Absatz 3 Satz 4 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch geregelte Befassung des Kooperationsausschusses im Fall der 
Ausübung eines Weisungsrechts in Angelegenheiten grundsätzlicher 
Bedeutung im Bereich der Leistungen des kommunalen Trägers er-
folgt ausschließlich durch die für Soziales zuständige Senatsverwal-
tung.

(4) Das Recht des kommunalen Trägers nach § 44e Absatz 1 Satz 
1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, den Kooperationsaus-
schuss zur Beilegung einer Meinungsverschiedenheit über Zustän-
digkeiten nach § 44b Absatz 3 und § 44c Absatz 2 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch anzurufen, kann durch die nach Absatz 1 
zuständige Senatsverwaltung oder das zuständige Bezirksamt aus-
geübt werden. Bei Anrufung durch ein Bezirksamt ist zuvor die 
fachlich betroffene Senatsverwaltung vom Bezirksamt zu informie-
ren.

(5) Die nach § 48b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch vom kommunalen Träger mit der Geschäfts-
führung der gemeinsamen Einrichtung abzuschließende Zielverein-

barung wird vom Bezirksamt unter Beachtung der Vereinbarungen 
im Kooperationsausschuss zu Zielen und Schwerpunkten der Ar-
beitsmarkt- und Integrationspolitik auf Landesebene sowie der Ziel-
vereinbarung nach § 48b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch abgeschlossen.

§ 4
Vertreterinnen und Vertreter Berlins in den Trägerversammlungen

(1) Die Vertreterinnen und Vertreter des Landes Berlin sowie de-
ren Stellvertreterinnen und Stellvertreter in den Trägerversammlun-
gen nach § 44c des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch werden von 
der für Arbeit zuständigen Senatsverwaltung bestellt und entsandt. 
Für jede Trägerversammlung werden zwei Vertreterinnen oder Ver-
treter sowie deren Stellvertretungen auf Vorschlag des jeweiligen 
Bezirksamtes bestellt und entsandt.

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter des Landes Berlin sowie de-
ren Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden regelmäßig für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt. Sie nehmen solange weiterhin ihre 
Aufgaben in der Trägerversammlung wahr, bis die jeweilige Nach-
folgerin oder der jeweilige Nachfolger bestellt und entsandt ist.

(3) Die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung ist berechtigt, ein-
zelne oder alle Vertreterinnen und Vertreter des Landes Berlin sowie 
deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter vorzeitig abzuberufen. 
Abberufungen von Personen, die auf Vorschlag eines Bezirksamtes 
bestellt wurden, erfolgen im Benehmen mit dem jeweiligen Bezirks-
amt. Eine von einem Bezirksamt vorgeschlagene Person wird auch 
abberufen, wenn dies vom zuständigen Bezirksamt beantragt wird. 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Vertreterinnen und Vertreter des Landes Berlin in den Trä-
gerversammlungen sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
unterliegen in Angelegenheiten von gesamtstädtischer Bedeutung 
den Weisungen der für Arbeit zuständigen Senatsverwaltung. Eine 
Weisung, die die fachliche Zuständigkeit einer anderen Senatsver-
waltung berührt, wird nur im Einvernehmen mit dieser Senatsver-
waltung erteilt.

§ 5
Erlass von Verwaltungsvorschriften

(1) Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung wird ermäch-
tigt, Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der Aufgaben des 
kommunalen Trägers der Grundsicherung für Arbeitsuchende ge-
mäß § 22 und § 23 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
zu erlassen.

(2) Zur Durchführung der Aufgaben des kommunalen Trägers 
nach § 16a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch werden die je-
weils zuständigen Senatsverwaltungen ermächtigt, Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen.

§ 6 
Aufsicht 

Soweit den Bezirken ein Weisungsrecht nach § 44b Absatz 3 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch gegenüber den gemeinsamen 
Einrichtungen zusteht, unterliegen sie gemäß § 47 Absatz 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch der Bezirksaufsicht nach § 9 des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes. Diese wird abweichend von 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes von den 

Gesetz
zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB II) 

und zur Änderung weiterer Gesetze
Vom 15. Dezember 2010
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im Rahmen des Verantwortungsbereichs der für Gesundheit zu-
ständigen Senatsverwaltung.“

3.	 Nummer 14 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 7 werden das Semikolon und die Wörter „Zahlung 

von Ehrensold für die Träger höchster Kriegsauszeichnun-
gen des Ersten Weltkrieges“ gestrichen.

b)	 Nach Absatz 21 werden die folgenden Absätze 22 bis 24 an-
gefügt:

„(22) Grundsatzangelegenheiten der Leistungen des kom-
munalen Trägers nach § 22, § 23 Absatz 3 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch sowie nach § 16a des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch im Rahmen des Verantwortungsbe-
reichs der für Soziales zuständigen Senatsverwaltung; sozi-
alpolitische Angelegenheiten im Bund-Länder-Ausschuss 
nach § 18c des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch.

(23) Ärztliche Begutachtung für Entscheidungen nach 
dem Landespflegegeldgesetz.

(24) Sozialversicherung; Wahrnehmung der Aufgaben der 
obersten Verwaltungsbehörde und des Versicherungsamtes.“

4.	 In Nummer 15 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 9 angefügt:
„(9) Grundsatzangelegenheiten der Leistungen des kommu-

nalen Trägers nach § 16a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
im Rahmen des Verantwortungsbereichs der für Jugend zustän-
digen Senatsverwaltung.“

Artikel III
Änderung der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für 

die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

In § 1 Nummer 8 Buchstabe c der Verordnung über sachliche Zu-
ständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten vom 29. Februar 2000 (GVBl. S. 249), die zuletzt durch 
Verordnung vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 265) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§ 112“ durch die Angabe „§ 121“ ersetzt.

Artikel IV
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Bu-

ches Sozialgesetzbuch vom 7. September 2005 (GVBl. S. 467) au-
ßer Kraft.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

zuständigen Senatsverwaltungen geführt. Die Aufsicht führende Se-
natsverwaltung kann sich der Aufsichtsmittel der §§ 10 bis 13 des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes bedienen.

§ 7
Zuständige Landesbehörden

(1) Zuständige oberste Landesbehörde im Sinne des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch ist die für Arbeit zuständige Senatsverwal-
tung. Abweichend davon bestimmt sich die Zuständigkeit für die 
Aufsicht nach § 47 Absatz 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
nach der Regelung des § 6.

(2) Die zuständige Landesbehörde wird bei Vereinbarungen nach 
§ 48b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch zur Erreichung der Ziele des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch durch die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung sowie durch 
die für die einzelnen Leistungen des kommunalen Trägers jeweils 
zuständigen Senatsverwaltungen vertreten.

(3) Die zuständige oberste Landesbehörde entsendet in den Ko-
operationsausschuss nach § 18b des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch je eine Vertreterin oder einen Vertreter der für Arbeit, für Sozi-
ales und für Finanzen zuständigen Senatsverwaltungen.

Artikel II
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Die Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), 
das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 8. Juli 2010 (GVBl. S. 361) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Nummer 12 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „Angelegenheiten des Ar-
beitsmarktes; Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit Ausnah-
me bezirklicher Antragstellung“ durch die Wörter „Angele-
genheiten des Arbeitsmarktes und der Arbeitsförderung; 
arbeitsmarktpolitische Angelegenheiten des Landes Berlin 
im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktpolitik des Bundes, 
insbesondere nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialge-
setzbuch“ ersetzt.

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Aufgaben der zuständigen Senatsverwaltung und 

obersten Landesbehörde nach dem Gesetz zur Ausführung 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch; arbeitsmarkt- und 
berufsbildungspolitische Angelegenheiten des Bund-Län-
der-Ausschusses nach § 18c des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch; Erklärung der Verbindlichkeit der Abstimmungen 
und Vereinbarungen im Kooperationsausschuss für die ge-
meinsamen Einrichtungen im Land Berlin im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Senatsverwaltungen.“

c)	 Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4.
d)	 Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben.

2.	 In Nummer 13 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 9 angefügt:
„(9) Grundsatzangelegenheiten der Leistungen des kommu-

nalen Trägers nach § 16a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Vergnügungsteuergesetzes

§ 5 des Vergnügungsteuergesetzes vom 20. Oktober 2009 
(GVBl. S. 479) wird wie folgt geändert:
1.	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Steuer für den in § 1 Absatz 1 bezeichneten Aufwand be-
trägt je Spielautomat und angefangenen Kalendermonat für 
Spielautomaten mit manipulationssicherem Zählwerk mit Geld-
gewinnmöglichkeit 20 v. H. des Einspielergebnisses.“

2.	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Für Spielautomaten, mit denen Gewalttätigkeit gegen 

Menschen dargestellt wird oder die eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben, beträgt die 
Steuer für den in § 1 Absatz 1 bezeichneten Aufwand je Spielau-
tomat und angefangenen Kalendermonat 40 v. H. des Einspieler-
gebnisses.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin folgenden Kalendermonats in 
Kraft.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Erstes Gesetz
zur Änderung des Vergnügungsteuergesetzes

Vom 15. Dezember 2010
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Partizipations- und Integrationsgesetz des Landes Berlin 

(PartIntG)

§ 1
Ziele und Grundsätze des Gesetzes

(1) Das Land Berlin setzt sich zum Ziel, Menschen mit Migrati-
onshintergrund die Möglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu geben und gleich-
zeitig jede Benachteiligung und Bevorzugung gemäß Artikel 3 Ab-
satz 3 Satz 1 des Grundgesetzes und Artikel 10 Absatz 2 der Verfas-
sung von Berlin auszuschließen.

(2) Integration ist ein gesamtgesellschaftlicher Prozess, dessen 
Gelingen von der Mitwirkung aller Bürgerinnen und Bürger ab-
hängt. Erfolgreiche Integration setzt sowohl das Angebot an die Be-
völkerung mit Migrationshintergrund zur Beteiligung als auch den 
Willen und das Engagement der Menschen mit Migrationshinter-
grund zur Integration voraus. Art und Umfang der Partizipations-
möglichkeiten und der Integrationsförderung richten sich nach dem 
rechtlichen Status und dem Bedarf der Menschen mit Migrations-
hintergrund.

§ 2
Begriffsbestimmung

Menschen mit Migrationshintergrund sind, soweit in einem ande-
ren Gesetz nichts anderes bestimmt ist,
1.	 Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 

des Grundgesetzes sind,
2.	 im Ausland geborene und nach 1949 nach Deutschland ein- und 

zugewanderte Personen und
3.	 Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die Kriterien der 

Nummer 2 erfüllt.

§ 3
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Berliner Verwaltung (§ 2 des Allge-
meinen Zuständigkeitsgesetzes), für landesunmittelbare öffentlich-
rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen (§ 28 des Allge-
meinen Zuständigkeitsgesetzes), für den Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses von Berlin, den Rechnungshof von Berlin und 
den Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit.

(2) Soweit das Land Berlin Mehrheitsbeteiligungen an juristi-
schen Personen des Privatrechts unmittelbar oder mittelbar hält oder 
erwirbt, hat es darauf hinzuwirken, dass die Ziele und Grundsätze 
dieses Gesetzes auch von diesen beachtet werden.

§ 4
Gleichberechtigte Teilhabe und interkulturelle Öffnung

(1) Alle Einrichtungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
die Aufgabe, im eigenen Zuständigkeitsbereich für gleichberechtig-
te Teilhabe und interkulturelle Öffnung zu sorgen. Sie berücksichti-
gen dabei die Vielschichtigkeit der Einwanderungsgesellschaft und 

richten ihre Aufgabenwahrnehmung bedarfs- und zielgruppenge-
recht aus.

(2) Bei Gesetzes- und Verordnungsvorhaben ist zu prüfen, ob die 
Ziele und Grundsätze dieses Gesetzes berücksichtigt werden.

(3) Interkulturelle Kompetenz ist eine auf Kenntnissen über kultu-
rell geprägte Regeln, Normen, Wertehaltungen und Symbole beru-
hende Form der fachlichen und sozialen Kompetenz. Der Erwerb 
von und die Weiterbildung in interkultureller Kompetenz sind für 
alle Beschäftigten durch Fortbildungsangebote und Qualifizierungs-
maßnahmen sicherzustellen. Die interkulturelle Kompetenz soll bei 
der Beurteilung der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
im Rahmen von Einstellungen und Aufstiegen der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst grundsätzlich berücksichtigt werden.

(4) Der Senat strebt die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund entsprechend ihrem Anteil an der Bevöl-
kerung an. Bei Stellenausschreibungen ist darauf hinzuweisen, dass 
Bewerbungen von Menschen mit Migrationshintergrund, die die 
Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, ausdrücklich erwünscht sind.

(5) Der Senat legt Zielvorgaben zur Erhöhung des Anteils der Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund und Maßnahmen zur inter-
kulturellen Öffnung fest. Eine Überprüfung der Zielerreichung er-
folgt über ein einheitliches Benchmarking. In der regelmäßigen 
Berichterstattung über die Personalentwicklung des öffentlichen 
Dienstes und der juristischen Personen des Privatrechts, an denen 
das Land Berlin Mehrheitsbeteiligungen hält, wird die Entwicklung 
des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund ausgewiesen.

(6) In den Gremien aller Einrichtungen ist eine stärkere Beteili-
gung von Vertreterinnen und Vertretern mit Migrationshintergrund 
anzustreben.

§ 5
Beauftragte oder Beauftragter des Senats von Berlin 

für Integration und Migration 

(1) Der Senat ernennt nach Anhörung des Landesbeirats für Inte-
grations- und Migrationsfragen und auf Vorschlag der für Integrati-
on zuständigen Senatsverwaltung eine Beauftragte oder einen Be-
auftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration. Die 
Ernennung erfolgt für fünf Jahre. Eine erneute Ernennung ist zuläs-
sig. Die Stelle der oder des Beauftragten wird in der für Integration 
zuständigen Senatsverwaltung eingerichtet. Die oder der Beauftrag-
te ist im Auftrag des für Integration zuständigen Senatsmitgliedes 
ressortübergreifend tätig. 

(2) Die oder der Beauftragte wirkt darauf hin, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund die Möglichkeit zur gleichberechtigten Teil-
habe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens gegeben wird. 
Sie oder er setzt sich für den Abbau von Integrationshemmnissen 
und struktureller Benachteiligung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund und für die Wahrung von Respekt, Akzeptanz und ein fried-
liches Miteinander aller Berlinerinnen und Berliner ein. Zur Umset-
zung dieser Ziele entwickelt sie oder er entsprechende Konzepte, 
Strategien und Maßnahmen und kann Maßnahmen gegenüber ande-
ren Senatsverwaltungen anregen.

(3) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 2 beteiligen die 
Senatsverwaltungen die für Integration zuständige Senatsverwal-
tung bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vor-
haben rechtzeitig vor Beschlussfassung, soweit sie Fragen der Inte-
gration der Menschen mit Migrationshintergrund und deren 
Partizipation behandeln oder besonders berühren. In diesem Zusam-

Gesetz
zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin

Vom 15. Dezember 2010
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menhang erhält die oder der Beauftragte im Auftrag der für Integra-
tion zuständigen Senatsverwaltung die Gelegenheit zur Stellungnah-
me. Im Übrigen unterstützt jede Einrichtung im Sinne des § 3 die 
Beauftragte oder den Beauftragten bei der Erfüllung ihrer oder sei-
ner Aufgaben.

(4) Die oder der Beauftragte des Senats von Berlin für Integration 
und Migration ist Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner für Men-
schen mit Migrationshintergrund und unterstützt sie bei der Durch-
setzung ihrer Rechte.

§ 6
Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen

(1) Es wird ein Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfra-
gen gebildet, der den Berliner Senat in allen Fragen der Integrations-
politik berät und unterstützt. Stimmberechtigte Mitglieder des Lan-
desbeirats sind:
1.	 sieben Vertreterinnen oder Vertreter der Bevölkerung mit Migra-

tionshintergrund einschließlich einer Vertreterin oder eines Ver-
treters der Aussiedlerinnen und Aussiedler,

2.	 das für Integration zuständige Senatsmitglied,
3.	 die oder der Beauftragte des Senats von Berlin für Integration 

und Migration,
4.	 zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Rates der Bürgermeister,
5.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Bezirksbeauftragten für 

Integration und Migration,
6.	 jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter

a)	 der Industrie- und Handelskammer zu Berlin sowie der 
Handwerkskammer Berlin,

b)	 des Landessportbundes Berlin,
c)	 des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
d)	 der Verbände der freien Wohlfahrtspflege in Berlin und
e)	 des Flüchtlingsrates Berlin.

Der Landesbeirat kann die Aufnahme beratender Mitglieder be-
schließen. Die Mitglieder werden jeweils für eine Wahlperiode ge-
wählt oder benannt, deren Dauer der Legislaturperiode des Abge-
ordnetenhauses von Berlin entspricht. Für jedes Mitglied ist ein 
stellvertretendes Mitglied zu wählen oder zu benennen.

(2) An den Sitzungen des Landesbeirats nehmen die Senatsver-
waltungen teil; die Teilnahme soll auf Staatssekretärsebene erfol-
gen.

(3) Das für Integration zuständige Senatsmitglied hat den Vorsitz 
des Landesbeirats. Die Wahl der oder des stellvertretenden Vorsit-
zenden erfolgt durch den Landesbeirat auf Vorschlag der Vertrete-
rinnen und Vertreter der Bevölkerung mit Migrationshintergrund.

(4) Die Vertreterinnen und Vertreter der Bevölkerung mit Migrati-
onshintergrund im Landesbeirat sowie deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter werden auf einer Wahlversammlung gewählt, auf der 
die Vertreterinnen oder Vertreter von Vereinen und Verbänden 
stimmberechtigt sind, die in der bei der für Integration zuständigen 
Senatsverwaltung geführten öffentlichen Liste eingetragen sind. Die 
Kriterien für eine Eintragung und das Wahlverfahren werden von 
der für Integration zuständigen Senatsverwaltung durch Rechtsver-
ordnung festgelegt.

(5) Der Landesbeirat gibt sich eine Geschäfts- und Wahlordnung.
(6) Bei der für Integration zuständigen Senatsverwaltung wird 

eine Geschäftsstelle des Landesbeirats eingerichtet.

§ 7
Bezirksbeauftragte für Integration und Migration

(1) In jedem Bezirk ernennt das Bezirksamt nach Anhörung der 
örtlichen Migrantenorganisationen bei der Bezirksbürgermeisterin 
oder dem Bezirksbürgermeister eine Bezirksbeauftragte oder einen 
Bezirksbeauftragten für Integration und Migration (Integrationsbe-
auftragte oder Integrationsbeauftragter). Hinsichtlich ihrer oder sei-

ner Rechte und Aufgaben gegenüber dem Bezirksamt und den ande-
ren bezirklichen Einrichtungen gilt § 5 entsprechend der bezirklichen 
Zuständigkeit.

(2) Die Integrationsbeauftragten nehmen im engen Zusammen-
wirken mit den örtlichen Migrantenorganisationen insbesondere fol-
gende Aufgaben wahr:
1.	 Sie geben Anregungen und unterbreiten Vorschläge zu Entwür-

fen von Anordnungen und Beschlussvorlagen sowie Maßnah-
men der Bezirke, soweit diese Auswirkungen auf den Abbau von 
Integrationshemmnissen sowie die Förderung und Partizipation 
von Menschen mit Migrationshintergrund haben.

2.	 Sie wirken darauf hin, dass bei allen wichtigen Vorhaben, die 
der Bezirk plant oder realisiert, die Belange von Menschen mit 
Migrationshintergrund berücksichtigt werden.

(3) Die Bezirksämter informieren die Integrationsbeauftragten 
unverzüglich über alle Vorhaben, Programme und sonstigen Maß-
nahmen, die ihre Aufgaben betreffen, und geben ihr oder ihm vor 
einer Entscheidung innerhalb einer angemessenen Frist die Gele-
genheit zur Stellungnahme.

(4) Die Integrationsbeauftragten sind Ansprechpartnerinnen oder 
Ansprechpartner für Vereine, Initiativen und sonstige Organisatio-
nen, die sich mit Fragen im Zusammenhang mit der Lebenssituation 
von Menschen mit Migrationshintergrund befassen, sowie für Ein-
zelpersonen bei auftretenden Problemen.

§ 8
Berichterstattung

Der Senat berichtet dem Abgeordnetenhaus erstmals zum 31. De-
zember 2011 und dann alle zwei Jahre über die Umsetzung der Ziele 
dieses Gesetzes.

§ 9
Übergangsregelung

Die Ernennung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes ist erst-
malig nach Ausscheiden des derzeit vom Senat bestellten Beauftrag-
ten des Senats von Berlin für Integration und Migration durchzufüh-
ren.

Artikel II
Änderung des Berliner Hochschulgesetzes

In § 4 Absatz 6 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung 
vom 13. Februar 2003 (GVBl. S. 82), das zuletzt durch Artikel XII 
Nummer 29 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geän-
dert worden ist, werden folgende Sätze 1 und 2 eingefügt:
„Die Hochschulen regen durch ihre Öffentlichkeitsarbeit insbeson-
dere in an der jeweiligen Hochschule unterrepräsentierten Bevölke-
rungsgruppen die Aufnahme eines Studiums an. Sie beraten und 
unterstützen bei der Entscheidung über die Aufnahme eines Studi-
ums und die Wahl des Studienfaches.“

Artikel III
Änderung des Sportförderungsgesetzes

In § 1 Absatz 4 des Sportförderungsgesetzes vom 6. Januar 1989 
(GVBl. S. 122), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
10. Mai 2007 (GVBl. S. 195) geändert worden ist, werden die Wör-
ter „ausländischer Mitbürger“ durch die Wörter „von Menschen mit 
Migrationshintergrund im Sinne des § 2 des Partizipations- und In-
tegrationsgesetzes“ ersetzt.

Artikel IV
Änderung des Landesgleichberechtigungsgesetzes

§ 6 Absatz 2 Satz 3 des Landesgleichberechtigungsgesetzes in der 
Fassung vom 28. September 2006 (GVBl. S. 957, 958), das durch 
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ber 2009 (GVBl. S. 873) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1.	 § 9 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Bezirksverordnetenversammlung bildet aus ihrer 
Mitte den Ältestenrat, den Integrationsausschuss (§ 32) und die 
weiteren Ausschüsse. Sie wählt für den Integrationsausschuss 
mindestens vier bis höchstens sieben Bürgerdeputierte (§ 20) 
hinzu; die Bezirksverordneten müssen die Mehrheit bilden. Die 
Größe des Integrationsausschusses soll regelmäßig 15 Mitglie-
der nicht überschreiten. Die Bezirksverordnetenversammlung 
kann für die weiteren Ausschüsse, in denen Bürgerdeputierte 
mitwirken sollen, bis zu vier Bürgerdeputierte hinzuwählen; die 
Bezirksverordneten müssen die Mehrheit bilden. Die Größe der 
weiteren Ausschüsse soll regelmäßig auf höchstens 13 Bezirks-
verordnete, bei Zuwahl von Bürgerdeputierten auf höchstens elf 
Bezirksverordnete begrenzt werden. Gesetzliche Sonderrege-
lungen für den Jugendhilfeausschuss (§ 33) bleiben unberührt.“

2.	 § 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20
Bürgerdeputierte

Bürgerdeputierte sind sachkundige Bürgerinnen und Bürger, 
die stimmberechtigt an der Arbeit der Ausschüsse der Bezirks-
verordnetenversammlung teilnehmen. Auch Personen, die nicht 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes 
sind, können Bürgerdeputierte werden. Bei den in den Integrati-
onsausschuss zu wählenden Bürgerdeputierten sollen insbeson-
dere Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund im Sin-
ne des § 2 des Partizipations- und Integrationsgesetzes 
berücksichtigt werden.“

3.	 Nach § 21 Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Insbesondere Verbände, die in die nach § 6 Absatz 4 des Parti-
zipations- und Integrationsgesetzes von der für Integration zu-
ständigen Senatsverwaltung zu führende Liste eingetragen sind, 
können den Fraktionen Vorschläge für die Wahl der Bürgerdepu-
tierten für den Integrationsausschuss unterbreiten.“

4.	 Vor § 33 wird folgender § 32 eingefügt:

„§ 32
Integrationsausschuss

Der Integrationsausschuss ist zuständig für Angelegenheiten, 
die nicht nur unerhebliche Auswirkungen auf die Integration der 
Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne des § 2 des Par-
tizipations- und Integrationsgesetzes haben. Das Nähere regelt 
die Bezirksverordnetenversammlung in ihrer Geschäftsord-
nung.“

Artikel IX
Änderung des Laufbahngesetzes

In § 3 Absatz 3 des Laufbahngesetzes in der Fassung vom 16. Fe-
bruar 2003 (GVBl. S. 137, 138, 200), das zuletzt durch Artikel II des 
Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, 
wird nach dem Wort „soziale“ ein Komma und das Wort „interkultu-
relle“ eingefügt.

Artikel X
Änderung des Bestattungsgesetzes

Das Bestattungsgesetz vom 2. November 1973 (GVBl. S. 1830), 
das zuletzt durch Gesetz vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 215) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 10 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 10a   Rituelle Waschungen von Leichen“

2.	 Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

Gesetz vom 3. Juli 2009 (GVBl. S. 306) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 Im einleitenden Teilsatz wird das Wort „acht“ durch das Wort 

„neun“ ersetzt.
2.	 Nach Buchstabe f wird folgender Buchstabe g angefügt:

„g) der oder des Beauftragten des Senats für Integration und Mi-
gration,“

Artikel V
Änderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes

Dem § 6 Absatz 1 Nummer 2 des Berliner Seniorenmitwirkungs-
gesetzes vom 25. Mai 2006 (GVBl. S. 458) wird folgender Satz an-
gefügt:
„Hierbei soll mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem 
Kreis der Organisationen berücksichtigt werden, die sich in Berlin 
für Belange der Seniorinnen und Senioren mit Migrationshinter-
grund im Sinne des § 2 des Partizipations- und Integrationsgesetzes 
einsetzen.“

Artikel VI
Änderung des Gesetzes über die Sonn- und Feiertage

Das Gesetz über die Sonn- und Feiertage vom 28. Oktober 1954 
(GVBl. S. 615), das zuletzt durch Gesetz vom 2. Dezember 1994 
(GVBl. S. 491) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 2
Religiöse Feiertage“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Religiöse Feiertage im Sinne dieses Gesetzes sind 

Feiertage, die von den christlichen Kirchen, den muslimi-
schen Glaubensgemeinschaften, der Jüdischen Gemeinde zu 
Berlin und anderen Religionsgesellschaften begangen wer-
den und nicht allgemeine Feiertage im Sinne des § 1 sind.“

c)	 In Absatz 2 wird jeweils das Wort „kirchlichen“ durch das 
Wort „religiösen“ ersetzt.

2.	 In § 4 Satz 1 wird das Wort „kirchlichen“ durch das Wort „reli-
giösen“ ersetzt.

Artikel VII
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Das Allgemeine Zuständigkeitsgesetz in der Fassung vom 22. Juli 
1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 
8. Juli 2010 (GVBl. S. 361) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
1.	 a)	 In § 34 Absatz 3 Buchstabe c werden das Wort „Hilfsbedürf-

tige“ durch das Wort „Bedürftige“ und der abschließende 
Punkt durch ein Semikolon ersetzt.

b)	 Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d angefügt:
„d)	zwei Vertretern von Organisationen, die sich für Belan-

ge der sozialhilfeberechtigten Menschen mit Migrati-
onshintergrund im Sinne des § 2 des Partizipations- und 
Integrationsgesetzes einsetzen und zwar vorrangig von 
Migrantenverbänden.“

2.	 In Nummer 14 Absatz 14 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 
werden nach dem Wort „Zuwanderern“ die Wörter „auf Landes-
ebene“ eingefügt.

Artikel VIII
Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes

Das Bezirksverwaltungsgesetz in der Fassung vom 14. Dezember 
2005 (GVBl. 2006 S. 2), das zuletzt durch Gesetz vom 17. Dezem-
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fest, soweit eine fortbestehende Infektionsgefahr nicht auszu-
schließen ist.“

4.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „vor Beginn ihrer Tätigkeit 

waschbare Überkleider oder Schürzen“ durch die Wörter 
„unbeschadet anderer gesetzlicher Vorschriften vor Beginn 
ihrer Tätigkeit geeignete persönliche Schutzkleidung (min-
destens Einmalhandschuhe und Schutzkittel)“ ersetzt.

b)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 12 Absatz 1 und 2 bleibt unberührt.“

5.	 § 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Bekleidung“ die Wör-
ter „oder Umhüllung“ eingefügt.

bb)	Satz 3 wird aufgehoben.
b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Auf den Sarg nach § 18 Absatz 2 Satz 2 des Bestat-
tungsgesetzes findet Absatz 1 Satz 1 Anwendung. Der Sarg 
kann wiederverwendbar sein. Er ist nach jedem Transport 
unverzüglich desinfizierend zu reinigen. Wird ein Sarg ver-
wendet, der nicht desinfizierend gereinigt werden kann, ist 
er nach der Bestattung durch den Bestattungspflichtigen 
oder dessen Beauftragten ordnungsgemäß zu entsorgen.“

6.	 § 15 Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben.
7.	 § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16
Beschaffenheit der Särge bei der Beförderung von Leichen

Leichen dürfen an einen Ort außerhalb Berlins nur in einem 
gut abgedichteten Sarg befördert werden, dessen Beschaffenheit 
entsprechend der Bestattungsart den Anforderungen der §§ 14 
und 15 entspricht.“

8.	 Nach § 22 wird folgender § 22a eingefügt:

„§ 22a
Räume für rituelle Waschungen

Räume im Sinne des § 10a des Bestattungsgesetzes dürfen 
nicht mit Räumen überbaut sein, die Wohnzwecken dienen. Im 
Übrigen sind § 20 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3 sowie § 22 
dieser Verordnung entsprechend anzuwenden.“

9.	 In § 30 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b werden nach dem Wort 
„Leichenbekleidung“ die Wörter „oder -umhüllung“ eingefügt.

Artikel XII
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
in der Fassung vom 27. April 2001 (GVBl. S. 134), das zuletzt durch 
Artikel III des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 848, 
851) und durch Artikel VII des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 
(GVBl. S. 875, 879) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 35 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 7 wird das abschließende Wort „und“ durch 

ein Komma ersetzt.
bb)	Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingefügt:

„8. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Integrations-
ausschusses der Bezirksverordnetenversammlung 
und“

cc)	Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9.
b)	 Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 10a
Rituelle Waschungen von Leichen

Rituelle Waschungen von Leichen dürfen nur in den vom Be-
zirksamt hierfür als geeignet anerkannten Räumen in Leichen-
hallen oder religiösen Einrichtungen unter Einhaltung geeigne-
ter hygienischer Schutzmaßnahmen durchgeführt werden.“

3.	 § 18 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Abweichend von der Pflicht nach § 10 Satz 1, in ei-
nem Sarg zu bestatten, können Leichen aus religiösen Grün-
den auf vom Friedhofsträger bestimmten Grabfeldern in ei-
nem Leichentuch ohne Sarg erdbestattet werden. Die Leiche 
ist auf dem Friedhof bis zur Grabstätte in einem geeigneten 
Sarg zu transportieren.“

b)	 Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4.
4.	 In § 24 Absatz 1 wird nach Nummer 6 folgende Nummer 6a 

eingefügt:
„6a.	entgegen § 10a rituelle Waschungen in einem nicht als ge-

eignet anerkannten Raum oder ohne Einhaltung geeigneter 
hygienischer Schutzmaßnahmen durchführt,“

Artikel XI
Änderung der Verordnung zur Durchführung des 

Bestattungsgesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Bestattungsgesetzes vom 
22. Oktober 1980 (GVBl. S. 2403), die zuletzt durch § 11 des Geset-
zes vom 30. März 2006 (GVBl. S. 300) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 22 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 22a   Räume für rituelle Waschungen“

2.	 In § 10 Satz 2 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „vorbe-
haltlich des § 18 Absatz 2 des Bestattungsgesetzes“ eingefügt.

3.	 § 12 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die eine Leichenschau durchführenden Ärztinnen und 

Ärzte, die Bestatter und andere Personen, die Umgang mit der 
Leiche haben oder die tatsächliche Gewalt über den Sterbeort 
innehaben, müssen bei Kontakt mit potentiell infektiösen Mate-
rialien (z. B. Blut, Stuhl oder Sekrete der Leiche) neben den 
durch andere Vorschriften vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen
a)	 geeignete persönliche Schutzkleidung tragen (mindestens 

Einmalhandschuhe und Schutzkittel),
b)	 geeignete Desinfektionsmaßnahmen wie Instrumentendes-

infektion, Flächendesinfektion aller kontaminierten Flächen 
und hygienische Händedesinfektion nach Ablegen der 
Schutzkleidung durchführen und,

c)	 wenn die verstorbene Person an ansteckungsfähiger offener 
Lungentuberkulose erkrankt war oder der Verdacht einer 
solchen Erkrankung besteht, geeignete Atemschutzmasken 
tragen.

Das Gesundheitsamt kann erforderlichenfalls weitere Schutz-
maßnahmen anordnen.

(2) War die verstorbene Person an einer hochkontagiösen le-
bensbedrohlichen Krankheit wie Lungenpest oder Virusbeding-
tem hämorrhagischem Fieber (VHF), das von Mensch zu 
Mensch übertragbar ist, erkrankt oder treten Tatsachen auf, die 
auf eine solche übertragbare Krankheit schließen lassen, so ist 
jeglicher Kontakt mit der Leiche zu vermeiden und unverzüg-
lich das Gesundheitsamt zu informieren. Das Gesundheitsamt 
legt die weiteren Maßnahmen im Umgang mit der Leiche insbe-
sondere hinsichtlich der erforderlichen Desinfektionsmaßnah-
men, der Einsargung und des Transports der Leiche, der Kenn-
zeichnungspflichten sowie der Art und des Ortes der Bestattung 
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2.	 In § 113 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Mitglieder“ die 
Wörter „sowie eine Vertreterin oder ein Vertreter des Landesbei-
rats für Integrations- und Migrationsfragen“ eingefügt.

3.	 Dem § 115 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Weiterhin gehören ihm eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
Landesbeirats für Integrations- und Migrationsfragen mit bera-
tender Stimme an.“

Artikel XIV
Bekanntmachungserlaubnis

Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung kann den Wortlaut 
des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 14. Dezember 
2005 (GVBl. 2006 S. 2), das zuletzt durch Gesetz vom 17. Dezem-
ber 2009 (GVBl. S. 873) geändert worden ist, in der mit Beginn der 
17. Wahlperiode des Abgeordnetenhauses von Berlin an geltenden 
Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt ma-
chen. 

Artikel XV
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel I § 6 Absatz 1 und 4 Satz 1 und § 7 sowie Artikel VIII treten 
mit Beginn der 17. Wahlperiode des Abgeordnetenhauses von Berlin 
in Kraft.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
S e i d e l - K a l m u t z k i

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

„(8) Die in Absatz 7 Nummer 3, 4 und 5 genannten Perso-
nen werden von dem für den Geschäftsbereich Jugend zu-
ständigen Mitglied des Bezirksamts, die in Nummer 6 ge-
nannte Person vom Bezirksschulbeirat, die in Nummer 7 
genannten Personen von ihrer Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaft, die in Nummer 8 genannte Person vom 
Integrationsausschuss und die in Nummer 9 genannten Per-
sonen durch den Ausschuss selbst für jeweils eine Amtsperi-
ode benannt und von der Bezirksverordnetenversammlung 
berufen. Welche Weltanschauungsgemeinschaft die Person 
zur Vertretung der freigeistigen Verbände benennt, entschei-
det das für den Geschäftsbereich Jugend zuständige Mit-
glied des Bezirksamts.“

c)	 Absatz 9 Satz 2 wird aufgehoben.
2.	 § 38 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 8 wird das abschließende Wort „und“ durch 

ein Komma ersetzt.
bb)	In Nummer 9 wird der abschließende Punkt durch das 

Wort „und“ ersetzt.
cc)	Es wird folgende Nummer 10 angefügt:

„10.	 eine Vertreterin oder einen Vertreter des Landes-
beirats für Integrations- und Migrationsfragen.“

b)	 In Absatz 8 wird nach der Angabe „Absatz 3 Nr. 1 bis 7“ die 
Angabe „und 10“ eingefügt.

	 Artikel XIII
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Gesetz vom 28. Juni 2010 (GVBl. S. 342) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 111 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Vertreter“ die 

Wörter „sowie eine Vertreterin oder ein Vertreter des Integrati-
onsausschusses der Bezirksverordnetenversammlung“ einge-
fügt.

549_572_GVBl_2010_32.indd   564 23.12.10   10:56



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      66. Jahrgang      Nr. 32      28. Dezember 2010 565

Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Pichelsdorfer Straße 103, Zimmerstraße 1, 2 

und Jägerstraße 48 im Bezirk Spandau, Ortsteil Wilhelmstadt, für 
das das Bezirksamt neben anderen Grundstücken die Aufstellung 
eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Veränderungssper-
re gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen 
und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsauf-
sichtsamt, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
§ 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. 
Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkün-
dung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden 
sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. September 2010

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Veränderungssperre VIII-B12/52 
im Bezirk Spandau, Ortsteil Wilhelmstadt

Vom 14. September 2010
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Klosterstr. 5 / Brunsbütteler Damm 1 im Be-

zirk Spandau, für das das Bezirksamt neben anderen Grundstücken 
die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine 
Veränderungssperre gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen 
und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsauf-
sichtsamt, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
§ 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. 
Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkün-
dung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden 
sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. September 2010

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Veränderungssperre VIII-B12/51 im Bezirk Spandau

Vom 14. September 2010
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Auf Grund des § 16 Absatz 5 und 8 des Berliner Betriebe-Geset-
zes vom 14. Juli 2006 (GVBl. S. 827), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Berliner Betriebe-Gesetzes vom 
15. Dezember 2007 (GVBl. S. 602), wird verordnet:

§ 1
Zinssatz

Das betriebsnotwendige Kapital der Berliner Stadtreinigungsbe-
triebe (BSR) ist, soweit verzinsbar, für das Jahr 2011 mit 7,1 vom 
Hundert zu verzinsen.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Dezember 2010

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Harald W o l f
Senator für Wirtschaft, 

Technologie und Frauen

Auf Grund des § 16 Absatz 5 und 8 des Berliner Betriebe-Geset-
zes vom 14. Juli 2006 (GVBl. S. 827), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Berliner Betriebe-Gesetzes vom 
15. Dezember 2007 (GVBl. S. 602), wird verordnet:

§ 1
Zinssatz

Das betriebsnotwendige Kapital der Berliner Wasserbetriebe 
(BWB) ist, soweit verzinsbar, für das Jahr 2011 mit 7,1 vom Hun-
dert zu verzinsen.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Dezember 2010

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Harald W o l f
Senator für Wirtschaft, 

Technologie und Frauen

Verordnung
über die angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals der 

Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) für das Jahr 2011
Vom 14. Dezember 2010

Verordnung 
über die angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals der 

Berliner Wasserbetriebe (BWB) für das Jahr 2011
Vom 14. Dezember 2010
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für die Teilfläche des Grundstücks Säntisstraße 95/129 / Schwech-

tenstraße 8 (Kolonie Eisenbahn Landwirtschaft Säntisstraße) im Be-
zirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Marienfelde, für das das Be-
zirksamt neben anderen Grundstücken die Aufstellung eines 
Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Veränderungssperre ge-
mäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin, Abteilung 
Bauwesen, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmalschutz, Fach-
bereich Planen und Fachbereich Genehmigen, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und 

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin geltend 
machen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für 
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt 
worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

§ 6
Der Beschluss der Rechtsverordnung XIII-B1-1/56 vom 14. Sep-

tember 2010 (GVBl. S. 445) ist somit aufgehoben.

Berlin, den 15. Dezember 2010

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d
Bezirksbürgermeister

K r ö m e r
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Veränderungssperre XIII-B1-1/56 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 

Ortsteil Marienfelde
Vom 15. Dezember 2010
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Gemäß § 6 Absatz 3 Satz 3 und § 7 Absatz 5 Satz 3 des Landesab-
geordnetengesetzes (LAbgG) vom 21. Juli 1978 (GVBl. S. 1497), 
das zuletzt durch Gesetz vom 15. Dezember 2010 (GVBl. S. 550) 
geändert worden ist, wird Folgendes bekannt gegeben:
1.	 Die gemäß § 6 Absatz 3 LAbgG ermittelte Höhe der Entschädi-

gung nach § 6 Absatz 1 LAbgG beträgt ab dem 1. Januar 2011 
monatlich 3 309 Euro.

2.	 Die gemäß § 7 Absatz 5 LAbgG ermittelte Höhe der Kostenpau-
schale nach § 7 Absatz 2 LAbgG beträgt ab dem 1. Januar 2011 
monatlich 969 Euro.

Berlin, den 16. Dezember 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Bekanntmachung
über die Anpassung von Leistungen an Abgeordnete 

nach dem Landesabgeordnetengesetz
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